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Der Fiskalpakt 

 

I. Unterzeichnung und Ratifikation 

Am 2.3.2012 unterzeichneten 25 Mitglied-

staaten der EU den Vertrag über Stabilität, 

Koordination und Steuerung in der Wirt-

schafts- und Währungsunion (VSKS). Bei 

diesem „Fiskalpakt“ handelt es sich um 

einen völkerrechtlichen Vertrag, der nach 

Ratifizierung in mindestens zwölf der der-

zeit 17 Mitgliedstaaten mit Euro-Währung 

am 1.1.2013 oder später in Kraft treten 

soll. Die meisten Regelungen des Vertrags 

gelten nur für die Eurostaaten. Die ande-

ren Vertragsparteien können aber durch 

einseitige Erklärung die Bindung an einige 

oder alle Bestimmungen herbeiführen 

(Art. 14 Abs. 5). 

                                                 
1
 Prof. Dr. Ulrich Häde ist Inhaber des Lehrstuhls 

für Öffentliches Recht, insbesondere Verwal-
tungsrecht, Finanzrecht und Währungsrecht. 

In Deutschland müssen nach Art. 59 Abs. 2 

Satz 1 GG Bundestag und Bundesrat zu-

stimmen. Die Verabschiedung des Ver-

tragsgesetzes (BT-Drs. 17/9046) ist bisher 

für den 25.5.2012 vorgesehen. Falls es 

dabei bleibt, könnte der Bundesrat in sei-

ner Sitzung am 15.6.2012 abschließend 

entscheiden. 

In entsprechender Anwendung von Art. 23 

Abs. 1 Satz 3 GG sollen für die Zustimmung 

verfassungsändernde Mehrheiten erfor-

derlich sein. Begründet wird das damit, 

dass der Vertrag eine der Änderung der 

vertraglichen Grundlagen der EU ver-

gleichbare Regelung darstelle. Deutsch-

land binde sich völkerrechtlich, keine Än-

derungen der Art. 109, 115 und 143d GG 

(Schuldenbremse) vorzunehmen, die dem 

Vertrag entgegenstünden. Insoweit er-

scheint schon die analoge Anwendung des 

Art. 23 GG für ein Handeln außerhalb der 

EU problematisch. Zudem dürfte jeder 

Vertrag die völkerrechtliche Verpflichtung 
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beinhalten, innerstaatlich keine abwei-

chenden Regelungen zu erlassen. Das 

spricht dafür, dass die angestrebte Zwei-

drittelmehrheit mehr ist, als das Grundge-

setz verlangt. 

Bereits jetzt werden Verfassungsbe-

schwerden gegen das Vertragsgesetz an-

gekündigt. Dabei ist von einer „Bürgerkla-

ge“ die Rede. Das ist Konsequenz der ma-

teriellen Aufladung von Art. 38 GG durch 

das Bundesverfassungsgericht, die die 

Verfassungsbeschwerde im Ergebnis zur 

Popularklage in EU-Sachen umfunktio-

niert. Wenn es darum geht, die Aushöh-

lung der Parlamentsrechte zu rügen, läge 

es näher, Organstreitanträge einzelner 

Bundestagsabgeordneter zuzulassen als 

Verfassungsbeschwerden von jedermann. 

II. Inhalt des VSKS 

Schon der Titel des Vertrags beschreibt 

sein Programm. Es geht darum, die „wirt-

schaftliche Säule der Wirtschafts- und 

Währungsunion“ zu stärken, indem man 

vor allem die Haushaltsdisziplin fördert, 

die Koordinierung der Wirtschaftspolitik 

intensiviert und die Steuerung 

(„governance“) des Euro-Währungsgebiets 

verbessert (Art. 1). 

1. Förderung der Haushaltsdisziplin 

a) Die Art. 3-8 des Vertrags enthalten den 

eigentlichen Fiskalpakt und sollen zur 

Haushaltsdisziplin beitragen. Im primären 

Unionsrecht verpflichtet Art. 126 AEUV, 

übermäßige Defizite zu vermeiden. Se-

kundärrechtlich ergänzt der Stabilitäts- 

und Wachstumspakt diese Vorgabe. Das 

Protokoll über das Verfahren bei einem 

übermäßigen Defizit schreibt vor, diese 

Pflichten innerstaatlich wirksam umzuset-

zen. Deutschland kommt dem erst seit 

einigen Jahren mit der schrittweisen Ein-

führung der Schuldenbremse in Bund und 

Ländern nach. 

Schon lange gibt es Forderungen, die Be-

grenzung der Staatsverschuldung nicht 

allein im Unionsrecht, sondern in den Ver-

fassungen der Mitgliedstaaten zu veran-

kern. Der Fiskalpakt soll nun gerade dazu 

verpflichten. Er schreibt in Art. 3 Abs. 1 

vor, dass die gesamtstaatliche Haushalts-

lage ausgeglichen sein oder einen Über-

schuss aufweisen muss; es soll allerdings 

ausreichen, wenn das strukturelle Defizit 

nicht mehr als 0,5 % des BIP beträgt. Ent-

sprechende Vorgaben enthält schon bis-

her der Stabilitäts- und Wachstumspakt. 

Und auch die Richtlinie 2011/95/EU 

schreibt die Einführung numerischer 

Haushaltsregeln vor. Der Fiskalpakt wie-

derholt diese unionsrechtlichen Regelun-

gen jedoch nicht nur, sondern wird kon-

kreter und verpflichtet die Vertragspartei-

en in Art. 3 Abs. 2, diese Vorgaben spätes-
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tens ein Jahr nach seinem Inkrafttreten 

innerstaatlich „in Form von Bestimmun-

gen, die verbindlicher und dauerhafter Art 

sind, vorzugsweise mit Verfassungsrang,“ 

umzusetzen. 

Die deutsche Schuldenbremse entspricht 

den materiellen Anforderungen von Art. 3 

des Vertrags. Allerdings wird diskutiert, ob 

die in Art. 143d Abs. 1 GG vorgesehenen 

Übergangsfristen bis 2016 (Bund) oder 

2020 (Länder) beibehalten werden können 

oder ob ein Vorziehen auf 2014 erforder-

lich ist. Zu beachten ist jedoch, dass Art. 3 

Abs. 2 nur die Einfügung entsprechender 

Bestimmungen ins nationale Recht inner-

halb eines Jahres verlangt. Art. 3 Abs. 1 

Buchst. b) spricht von „Annäherung“ und 

„Fortschritten“. Das deutet darauf hin, 

dass der VSKS Übergangsfristen zulässt. 

Auf der Basis von Kommissionsberichten 

können die anderen Vertragsparteien ei-

nen Mitgliedstaat, der der Umsetzungs-

pflicht nicht nachkommt, vor dem EuGH 

verklagen und nach einer ersten erfolglo-

sen Verurteilung die Zahlung eines ange-

messenen Pauschalbetrags oder Zwangs-

geldes beantragen, die 0,1 % seines BIP 

nicht übersteigen dürfen (Art. 8 Abs. 2). 

Die Zuständigkeit des EuGH ergibt sich nur 

aus dieser vertraglichen Schiedsklausel 

über Art. 273 AEUV. Daher kann die Kom-

mission den EuGH nicht anrufen. Um si-

cherzustellen, dass es dennoch Kläger ge-

ben wird, haben die Vertragsparteien in 

einem Anhang zum Protokoll über die Un-

terzeichnung des Vertrags vereinbart, dass 

die Klage grundsätzlich von den drei Mit-

gliedstaaten erhoben werden soll, die den 

Vorsitz im Rat der EU führen. 

b) Ein weiteres Instrument zur Förderung 

der Haushaltsdisziplin sieht Art. 7 des Fis-

kalpakts vor. Danach verpflichten sich die 

Vertragsparteien mit Eurowährung, Vorla-

gen der Kommission zu unterstützen, „in 

denen diese die Auffassung vertritt, dass 

ein Mitgliedstaat der Europäischen Union, 

dessen Währung der Euro ist, im Rahmen 

eines Verfahrens bei einem übermäßigen 

Defizit gegen das Defizit-Kriterium ver-

stößt.“ Diese Verpflichtung soll nur dann 

nicht gelten, wenn eine qualifizierte 

Mehrheit der Eurostaaten den von der 

Kommission vorgeschlagenen oder emp-

fohlenen Beschluss ablehnt. 

Diese Vorschrift könnte helfen zu vermei-

den, dass die Mitgliedstaaten im Rahmen 

des Art. 126 AEUV Vorlagen der Kommis-

sion für Entscheidungen blockieren, die 

auf dem Weg zu Sanktionen erforderlich 

sind. Sie ähnelt einigen Vorschriften der 

Verordnung 1173/2011 über die wirksame 

Durchsetzung der haushaltspolitischen 

Überwachung im Euro-Währungsgebiet, 

die statt eines Ratsbeschlusses nur ein 
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Vetorecht des Rates vorsehen und die 

rechtswidrig sind, weil sie von dem in 

Art. 126 AEUV primärrechtlich vorgegebe-

nen Abstimmungsverfahren abweichen 

(vgl. Häde, JZ 2011, 333). Art. 7 des Fiskal-

pakts könnte man als Versuch verstehen, 

das durch sekundärrechtliche Bestimmun-

gen nicht erreichbare Ziel, Blockaden zu 

verhindern, in seinem Anwendungsbe-

reich auf andere Weise zu fördern. Da die 

Mitgliedstaaten im Fiskalpakt die uneinge-

schränkte Wahrung der Verfahrensvor-

schriften der Unionsverträge betonen und 

mit Art. 7 nur die Selbstverpflichtung ein-

gehen, Kommissionsvorlagen zu unter-

stützen, wird man diese Regelung als uni-

onsrechtskonform ansehen können. 

2. Intensivierung der wirtschaftspoliti-

schen Koordinierung 

Das Ziel, die wirtschaftspolitische Koordi-

nierung zu intensivieren, ist in den Art. 9-

11 des Fiskalpakts relativ abstrakt umge-

setzt. Die Mitgliedstaaten wollen die not-

wendigen Schritte und Maßnahmen einlei-

ten (Art. 9). Sie wollen Art. 136 AEUV und 

das Instrument der verstärkten Zusam-

menarbeit (Art. 20 EUV, Art. 326 ff. AEUV) 

aktiv nutzen, wann immer dies angemes-

sen und notwendig ist (Art. 10). Außerdem 

verabreden sie, sich über alle wirtschafts-

politischen Reformen vorab zu informie-

ren und gegebenenfalls abzustimmen 

(Art. 11). Allein für diese Bekundungen 

hätte man den Fiskalpakt sicher nicht ge-

braucht. Sie mögen aber als Absichtserklä-

rungen, an die man die Partner erinnern 

kann, hilfreich sein. 

3. Verbesserte Steuerung 

Art. 12 sieht Tagungen des Euro-Gipfels 

vor, zu dem sich die Staats- und Regie-

rungschefs der Mitgliedstaaten mit Euro-

Währung, der Präsident der Kommission 

und der EZB-Präsident mindestens zwei-

mal jährlich treffen. Der Euro-Gipfel soll 

einen eigenen Präsidenten erhalten, der 

für die Vorbereitung und Kontinuität der 

Tagungen sorgt. Gegenstände der Euro-

Gipfel sollen Fragen im Zusammenhang 

mit der spezifischen Verantwortung der 

Eurostaaten für die einheitliche Währung, 

weitere die Steuerung des Euro-

Währungsgebiets betreffende Fragen und 

die strategischen Orientierungen für die 

Steuerung der Wirtschaftspolitik zur För-

derung der Konvergenz im Euro-

Währungsgebiet sein.  

Die Tatsache, dass in erster Linie Fragen 

erörtert werden sollen, deutet eher in 

Richtung eines zusätzlichen Koordinie-

rungsinstruments. Je nachdem wie kon-

kret dann die Antworten auf solche Fragen 

sind, könnte sich der Euro-Gipfel aber 

durchaus auch zu einem Gremium entwi-

ckeln, in dem die wesentlichen Entschei-
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dungen vorbereitet oder sogar getroffen 

werden und das deshalb zu einer Art 

„Wirtschaftsregierung“ für die Eurozone 

wird. 

Die Vertragsparteien, die noch eine eigene 

Währung haben, sind nur gelegentlich an 

den Euro-Gipfeln beteiligt. Nach Art. 12 

Abs. 3 nehmen sie nur an Gesprächen zu 

bestimmten Themen teil. Mindestens 

einmal jährlich kommen alle Vertragspar-

teien zusammen, um über Fragen der Um-

setzung des Fiskalpakts zu sprechen. An-

sonsten werden diese Vertragsparteien 

und die Mitgliedstaaten, die nicht Ver-

tragsparteien sind, vom Präsidenten des 

Euro-Gipfels nur unterrichtet. 

Neben der Kommission ist als weiteres 

Unionsorgan auch das Europäische Parla-

ment in diese intergouvernementale Ver-

einbarung einbezogen. Nach Art. 12 Abs. 5 

kann der Präsident des Parlaments einge-

laden werden, um gehört zu werden. Au-

ßerdem legt der Präsident des Euro-

Gipfels dem Parlament nach jeder Tagung 

einen Bericht vor. Ergänzt wird die parla-

mentarische Beteiligung durch Art. 13. 

Eine Konferenz von Vertretern der ein-

schlägigen Ausschüsse der nationalen Par-

lamente und des Europäischen Parlaments 

soll u.a. haushaltspolitische Maßnahmen 

erörtern. 

4. Verknüpfung zwischen Fiskalpakt und 

ESM 

Aus Erwägungsgrund 5 des ESM-Vertrags 

(BT-Drs. 17/9045) ergibt sich, dass die dort 

vorgesehenen Finanzhilfen nur Mitglied-

staaten erhalten können, die den Fiskal-

pakt ratifiziert haben und der Verpflich-

tung aus Art. 3, eine Schuldenbegrenzung 

im nationalen Recht zu verankern, nach-

gekommen sind. Das wirkt sich allein auf 

die Eurostaaten aus, weil sie Vertragspar-

teien beider Verträge sind. Diese Verknüp-

fung soll „der Verstärkung der haushalts-

politischen Verantwortlichkeit und der 

Solidarität innerhalb der Wirtschafts- und 

Währungsunion“ dienen. 

5. Einbindung in den Rechtsrahmen der 

EU 

Der VSKS ist eine Vereinbarung zwischen 

den beteiligten Mitgliedstaaten außerhalb 

des rechtlichen Rahmens der EU. Die ei-

gentlich beabsichtigte Vertragsänderung 

kam nicht zustande, weil Großbritannien 

(und wohl auch Tschechien) dazu nicht 

bereit war. In den Erwägungsgründen des 

Fiskalpakts bringen die Mitgliedstaaten 

aber zum Ausdruck, dass sie den Inhalt 

dieses Vertrags baldmöglichst in die Uni-

onsverträge einfügen wollen. Art. 16 

nennt für entsprechende Schritte einen 

Zeitraum von fünf Jahren. Das wird aller-

dings nur gelingen, wenn die nach Art. 48 
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EUV für Vertragsänderungen erforderliche 

Zustimmung aller Mitgliedstaaten erreicht 

werden kann. 

III. Bewertung 

Der Fiskalpakt ist nur ein Element der ver-

schiedenen Maßnahmen zur wirtschafts- 

und insbesondere fiskalpolitischen Absi-

cherung der Wirtschafts- und Währungs-

union. Als solches sollte er mit dazu bei-

tragen können, zumindest längerfristig der 

Verschuldungsneigung der Mitgliedstaa-

ten wirksamer zu begegnen.  

Sein Wirkungen dürften kaum wesentlich 

über die bereits in Art. 109 Abs. 3, 115 GG 

vorgesehene Schuldenbremse hinausge-

hen. Er dient zudem im Ergebnis wie diese 

Vorschriften der Erfüllung der Verpflich-

tungen zur Haushaltsdisziplin aus Art. 126 

AEUV, die Art. 109 Abs. 2 GG Bund und 

Ländern gemeinsam aufträgt. Deshalb 

führt er zu keinen verfassungsrechtlich 

problematischen Beschränkungen der in-

nerstaatlichen Budgetverantwortung. 

Vielmehr dient er gerade der vom Bun-

desverfassungsgericht angemahnten Fort-

entwicklung des Konzepts der Währungs-

union als Stabilitätsgemeinschaft (BVerfGE 

89, 155, 205). 

Anders als im Rahmen des ESM-Vertrags 

nehmen die Vertragsparteien die Unions-

organe im VSKS nicht im Wege der Organ-

leihe in Anspruch. Die Aufgaben, die der 

Kommission zugedacht sind, nimmt sie 

nach der Vorstellung des VSKS ohnehin 

nach den Art. 121, 126 und 136 AEUV 

wahr. EZB und Parlament werden nicht 

verpflichtet, sondern nur zur Kooperation 

eingeladen. Das führt zwar zu einer eigen-

artigen Verschränkung von Unionsrecht 

und Völkervertragsrecht. Durchgreifende 

unionsrechtliche Bedenken bestehen da-

gegen jedoch nicht. Die Unionsorgane 

dürfen auch sonst mit internationalen Or-

ganisationen und Staaten zusammenarbei-

ten (Art. 21 EUV, Art. 205 AEUV), deshalb 

sollte die im VSKS vorgesehene Kooperati-

on ebenfalls zulässig sein. 
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